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Einleitung 
 
Diskriminierung in all ihren Formen und Facetten existiert schon seit Jahrtausen-
den.1 In den letzten Jahrhunderten, insbesondere aber in neuerer Zeit wurde dem 
Schutz vor Diskriminierung ein wichtiger Stellenwert in der politischen Arbeit bei-
gemessen bis hin zu seiner Anerkennung als eine der Grundfesten der Demokratie. 
Diskriminierungsschutz und Gleichstellung sind nunmehr Eckpfeiler des Zusam-
menlebens in der modernen, multikulturellen Gesellschaft. 
Einige Vertreter der juristischen Wissenschaft lehnen jedoch das Konzept des Dis-
kriminierungsschutzes – also des Schutzes vor ungerechtfertigten Ungleichbehand-
lungen wegen bestimmter geschützter Merkmale – an sich ab, entweder, weil ihrer 
Auffassung nach schon überhaupt keine Diskriminierungen stattfinden, sondern 
sich die Lebenslage der Betroffenen2 durch deren eigene Entscheidungen in einer 
bestimmten Art und Weise darstellt,3 oder, weil Diskriminierungen wirtschaftlich 
ineffizient4 und rufschädigend5 seien und daher durch die Mechanismen des freien 
Marktes selbst abgestraft und beseitigt würden. Zudem griffen Diskriminierungs-
schutzregelungen in übermäßiger Weise in die Freiheitsrechte des Einzelnen ein6 
und seien als Normsetzung der ‚überlegenen Mehrheit’ ihrerseits per se benachtei-
ligend7. Diese Ansätze sind jedoch abzulehen. 
Abgesehen davon, dass es insbesondere für die Theorie eines regulierenden Markt-
geschehens keinerlei (empirische) Anhaltspunkte oder gar Beweise gibt, verkennen 
diese Ansichten grundlegend, dass beschränkende Benachteiligungen aufgrund be-
stimmter Merkmale jeder Gesellschaft immanent8 und täglich präsent sind und 
Normzweck der Diskriminierungsverbote gerade die Herstellung der rechtlichen 
Gleichheit aller Menschen in Gestalt von Vertragsfreiheit9 und „Menschenintegra-
tion“10 sein muss. Dem Gleichbehandlungsgebot bzw. Diskriminierungsverbot11 
                                                
1 Ausgehend vom lateinischen Wortstamm hat „Diskriminierung“ eigentlich die neutrale Bedeu-
tung von „Unterscheidung“ oder „unterschiedliche Behandlung“. Im modernen Sprachgebrauch 
wird mit dem Begriff jedoch oft negativ eine ungerechte oder nicht gerechtfertigte Ungleichbe-
handlung aufgrund bestimmter Merkmale assoziiert, Schiek, Differenzierte Gerechtigkeit, S.24. 
2 Die männliche Bezeichnung umfasst selbstverständlich auch die weibliche Form. 
3 Vgl. Becker, JLE 1985, Vol.3 Iss.1, S.33ff. 
4 Vgl. Davies, Labour Law, S.120 m.w.N. 
5 Epstein, Equal Opportunity or More Opportunity?, S.38. 
6 Epstein, Equal Opportunity or More Opportunity?, S.8, 11. 
7 Bamforth/Malik/O’Cinneide, Discrimination Law, S.519ff., 535. 
8 Fredman, Women and the Law, S.406; Wedderburn, The Worker and the Law, S.459: ”We live 
in a society that carries structures of discrimination in its bones.“ 
9 Wenckebach, Antidiskriminierungsrechtliche Aspekte des Kündigungsschutzes, S.56 mwN. 
Dieser Grundsatz liegt allen arbeitsrechtlichen Normen zugrunde, vgl. nur Sinzheimer, Grundzü-
ge des Arbeitsrechts, S.59ff. 
10 Reichold, ZfA 2006, S.257, 261. In diese Richtung auch Collins, Employment Law, S.55. 
11 Die beiden Begrifflichkeiten werden nahezu synonym gebraucht, Meyer, Das Diskriminie-
rungsverbot des Gemeinschaftsrechts, S.35. Kritisch insoweit Barnard, CLJ 1998, Vol.57 Iss.2, 
S.352, 363, wonach das Diskriminierungsverbot der Rahmen sei, der dem Gleichbehandlungsge-
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kommt mithin ein fundamentaler Wert12 in der Gesellschaft zu. Dies erkannte 
schon Aristoteles, als er forderte, dass Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu 
behandeln sei. 
Gleichheitsbeschränkungen stellen insbesondere in der vulnerablen Rechtsbezie-
hung eines privaten Beschäftigungsverhältnisses ein gesellschaftliches und wirt-
schaftliches Problem dar13, das ohne grundlegendes Verständnis der rechtlichen 
Schutzmechanismen kaum bzw. nicht bewältigt werden kann.  
 
I. Gegenstand und Ziel der Arbeit 
Gegenstand und Ziel dieser Arbeit ist mithin die eingehende Darstellung und Ana-
lyse solcher beschäftigungsbezogener Schutzmechanismen im britischen Equality 
Act 2010 einschließlich der begleitenden Sekundärrechtsvorschriften und Recht-
sprechung14. Auf dieser Grundlage sollen die wesentlichen Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten zum deutschen Recht hervorgehoben und erläutert und ggf. die 
Übertragbarkeit der nationalen rechtlichen Lösungen zu vergleichbaren Lebens-
sachverhalten15 aufgezeigt werden. 
Die Wahl von Großbritannien als Betrachtungsgegenstand beruht darauf, dass das 
britische Recht seit langer Zeit 16  eine ausgeprägte Antidiskriminierungspolitik 
kennt. Seit nunmehr beinahe 50 Jahren17 existieren spezifische Vorschriften zum 
Diskriminierungsschutz, die vielfach Modell für die höchst unterschiedlich umge-
setzten Unionsrichtlinien standen18 und nach wie vor als die in vielerlei Hinsicht 
fortschrittlichsten im europäischen Vergleich bewertet werden können19. Gleichzei-
tig unterscheidet sich Großbritannien mit seiner Prägung durch common law (‚Ge-
wohnheitsrecht’) und case law (‚Richterrecht’) und seinem politischen Hintergrund 
als Mitglied des Commonwealth of Nations erheblich von den kontinentaleuropäi-
schen Rechtsordnungen. 
                                                                                                                                                   
bot Substanz verleihe. Nach Auffassung von Honeyball, in: Economides/Betten/Bridge/Tetten-
born/Shrubsall (Hrsg.), Fundamental Values, S.47, 52 ist das Diskriminierungsverbot insgesamt 
ein weiter gefasstes Konzept als der Gleichbehandlungsgrundsatz. 
12 Im Ergebnis bejahend Honeyball, in: Economides/Betten/Bridge/Tettenborn/Shrubsall (Hrsg.), 
Fundamental Values, S.47, 57. Nach Ansicht von Bauer/Preis/Schunder, NZA 2006, S.1261, 
beinhalten die Diskriminierungsverbote Verfassungsrecht. 
13 Umfassend ADS, Diskriminierung im Bildungsbereich und im Arbeitsleben. 
14 Zusammengefasst das sog. gegenwärtige „law in action“, Gamillscheg, FS Zweigert, S.433, 
434; Moll, RdA 1984, 223, 236; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S.35. 
15 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S.29f. fassen dies unter den Begriff der 
„Funktionalität der Rechtsvergleichung“. 
16 Eines der frühesten Zeugnisse der Gleichstellungsbewegung ist der Brief der Sufragette Sophia 
Jex-Blake und weiterer Unterstützerinnen aus dem Jahr 1873, in dem sie um Zulassung zum Stu-
dium der Medizin an der St Andrews University baten. Ihr Ansinnen blieb zwar erfolglos, gab 
aber schlussendlich Anstoß für die Einrichtung des ersten (Fern-)Studienabschlusses für Frauen, 
Marshall, Document found after 140 years that began equality revolution, Scotsman.com, 
09.03.2012, http://www.scotsman.com/news/ education/document-found-after-140-years-that-
began-equality-revolution-1-2162450. 
17 Race Relations Act 1965, 1965 c.73. 
18 Döse, Streit 2/2011, S.51, 52. 
19 Schiek, in: dies./Chege (Hrsg.), European Union Non-Discrimination Law, S.3, 6ff. mwN. 
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Erst im Jahr 2010 wurden die zahlreichen spezialgesetzlichen britischen Diskrimi-
nierungsschutzvorschriften im Equality Act 2010 erstmals zusammengeführt und 
konsolidiert und verfügt Großbritannien damit nun wie Deutschland über ein einzi-
ges einheitliches Gleichstellungsgesetz. Dessen Entwicklung und Ausgestaltung 
mit einem Schwerpunkt auf beschäftigungsbezogenen Normen soll im Folgenden 
näher untersucht und die Inhalte des Gesetzes im Hinblick auf den gewährten Indi-
vidualschutz ebenso wie in Bezug auf die generelle Beseitigung von Diskriminie-
rung und Ungleichheit aufgezeigt werden. Gleichzeitig sollen die mit der Anwen-
dung des neuen Gleichstellungsgesetzes verbundenen Probleme dargestellt und mit 
der Rechtslage in Deutschland unter Geltung des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes (AGG) verglichen werden. Auf diese Weise wird das neue britische Dis-
kriminierungsschutzrecht umfassend aus deutscher Perspektive beleuchtet. Trotz 
oder gerade wegen der Diskrepanzen zwischen den Rechtssystemen und Rechtstra-
ditionen20 und der tatsächlich bestehenden gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, po-
litischen und sonstigen Unterschiede können dadurch Impulse für Verbesserungen 
des deutschen Rechts21 und Erkenntnisse über die Funktion von Antidiskriminie-
rungsrecht als wichtiger Säule der europäischen Integrationspolitik gewonnen wer-
den. 
Der Rechtsvergleich ist dabei methodisch jeweils auf die bedeutendsten Punkte be-
schränkt, da das deutsche Diskriminierungsschutzrecht dem geneigten Leser in sei-
nen Grundzügen hinlänglich bekannt ist und ansonsten eine Beschränkung und 
Straffung in der Darstellung der britischen Rechts- und Sachlage erforderlich ge-
worden wäre, die erheblich über die ohnehin notwendige Begrenzung hinausge-
gangen wäre. Diese Arbeit reiht sich ein in eine Tradition rechtsvergleichender Be-
trachtungen zum deutschen und englischen Recht22 und gibt mit Blick auf die steti-
ge Weiterentwicklung des Diskriminierungsschutzrechts sicherlich Anstoß zu wei-
tergehenden Untersuchungen und Überlegungen. 
Dabei darf mit den Worten von Gamillscheg auf die Bedeutung der Rechtsverglei-
chung hingewiesen werden: „Die Rechtsvergleichung ist die jüngere Schwester der 
Rechtsgeschichte. […] Rechtsvergleichung müßte so selbstverständlich sein, wie es 
selbstverständlich ist, daß zwei mehr sehen und erkennen als einer. […] Rechtsver-
gleichung ist besser als jede Phantasie. […] Rechtsvergleichung betreiben, heißt, 
ein Fenster aufstoßen, um aus der Enge der eigenen vier Wände den Blick auf die 
Vielfalt der Welt zu tun, bedeutet Befreiung von der Nabelschau der eigenen Be-
griffe und Vorstellungen. Macht die Kenntnis der Rechtsgeschichte und in gewis-

                                                
20 Wenckebach, Antidiskriminierungsrechtliche Aspekte des Kündigungsschutzes, S.92 mwN. 
21 Rechtsvergleichung ist eine der unabdingbaren Voraussetzungen für eine zwischenstaatliche 
Rechtsangleichung, Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S.3. 
Dabei gilt allerdings zu beachten, dass Rechtsvergleichung mit Blick auf die verschiedenen 
Rechtstraditionen, politischen Verhältnisse und sozialen Hintergründe der einzelnen Länder 
„weder omnipotent noch omnikompetent“ ist, Moll, RdA 1984, S.223, 234. 
22 Balupuri-Beckmann, Die Umsetzung der Richtlinie 2000/43/EG; Bästlein, Gleichheit in Eng-
land; Dix, Gleichberechtigung durch Gesetz; Dreyer, Race Relations Act 1976; Pottmeyer, Reli-
giöse Kleidung in der öffentlichen Schule; Wenckebach, Antidiskriminierungsrechtliche Aspekte 
des Kündigungsschutzes.  
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sem Sinne der Rechtsphilosophie den Rechtstechniker zum gebildeten Juristen, so 
fügt dem die Erweiterung seines Weltbildes um die Dimension der Rechtsverglei-
chung eine gewisse weltmännische Note hinzu.“ 23 In diesem Sinne versteht sich 
auch diese Arbeit als kleiner Beitrag zu dieser erweiterten Sicht auf die Probleme 
der Diskriminierung und Gleichstellung. 
 
II. Aufbau der Arbeit 
Die Arbeit beginnt mit einer Abhandlung über die Entstehung des Equality Act 
2010, gefolgt von einer Erläuterung des Gesetzesaufbaus. Hierdurch sollen Inhalte 
und Entwicklung des Equality Act 2010 in einem Kontext historisch-politischer und 
rechtlicher Zusammenhänge besser verständlich gemacht werden. Der Hauptteil der 
Arbeit mit acht Teilen analysiert den gesetzlichen Schutz vor Benachteiligungen im 
Beschäftigungsverhältnis. Den Grundsätzen des britischen case law entsprechend 
wird dabei bezogen auf die jeweilige Fragestellung einem historischen Aufbau un-
ter Darstellung der korrespondierenden Rechtsprechung gefolgt. Zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieser Arbeit ist zwar bislang nur wenig Rechtsprechung zum neu erlas-
senen Equality Act 2010 ergangen; für viele Fragen kann aber auf die Rechtspre-
chung zu den bisherigen Antidiskriminierungsgesetzen zurückgegriffen werden, da 
der Equality Act 2010 diese in weiten Teilen in konsolidierter Form zusammenführt 
hat. Betrachtet werden dabei zunächst die grundlegenden Legaldefinitionen der ge-
schützten Merkmale und des verbotenen Verhaltens, die der Equality Act 2010 in 
einem vorangestellten allgemeinen Teil beinhaltet. Anschließend wird das speziell 
im Beschäftigungsverhältnis verbotene Verhalten dargestellt. Dem folgt eine Be-
trachtung der gesetzlichen Ausnahmetatbestände und Rechtfertigungsgründe. Nach 
den gesetzlich vorgesehenen sonstigen Gleichstellungsmaßnahmen erörtert die Ar-
beit die individuelle gerichtliche und außergerichtliche Durchsetzung des Benach-
teiligungsschutzes. Dem wird jeweils die deutsche Rechtslage wertend gegenüber-
gestellt. Der Schlussteil der Arbeit fasst die wesentlichen Problemstellungen des 
Equality Act 2010 zusammen, zeigt Entwicklungstendenzen auf und zieht Erkennt-
nisse aus dem Rechtsvergleich. 
 
III. Sprachliche Fragen 
In der Arbeit wird eine kleine Anzahl englischer Begriffe unübersetzt verwendet, 
insbesondere wenn die betreffenden britischen Rechtstermini bzw. -institutionen im 
Deutschen keine Entsprechung haben. Diese werden aber jeweils im konkreten Zu-
sammenhang erläutert. 
Vorangestellt soll an dieser Stelle indes der Begriff des common law als Grundlage 
der folgenden Ausführungen näher erläutert werden: Das im anglo-amerikanischen 
Rechtsraum vorherrschende common law stützt sich im Gegensatz zum civil law 
der kontinentaleuropäischen Länder24 neben Sitten und Gebräuchen maßgeblich auf 
                                                
23 Gamillscheg, RdA 1987, S.29, 31. 
24 Das civil law zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass Rechte abstrakt formuliert und in 
zumeist weit gefassten Gesetzen positiviert werden. Ihre Anwendung erfolgt deduktiv, logisch 
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bindende Präzedenzfälle der übergeordneten Gerichte25 und richterliche Rechtsfort-
bildung26 und ist überwiegend verfahrensorientiert.27 In Großbritannien ist auf diese 
Weise seit dem Mittelalter ein höchst ausdifferenziertes und sich ständig fortent-
wickelndes Rechtssystem entstanden. Allerdings ist ein Teil dieses Rechtskorpus’ 
speziell im späten 19. Jahrhundert ohne substantielle Änderungen in Gesetzesform 
(statute law) zusammengefasst worden28 und es werden in neuerer Zeit, insbeson-
dere aufgrund unionsrechtlicher Umsetzungsverpflichtungen, immer häufiger spe-
zifische gesetzliche Regelungen erlassen wie der Equality Act 2010. Diese Gesetze 
sind regelmäßig sehr detailliert; abstrakte Beschreibungen von Rechten und Pflich-
ten wie sie dem kontinentaleuropäischen Juristen bekannt sind, werden als uner-
wünscht angesehen. Aus diesem Grund ist die britische Rechtswissenschaft auch 
durch einen starken Pragmatismus und Relativismus gekennzeichnet.29 
Für die vorliegende Untersuchung – wie überhaupt für den größten Teil des briti-
schen Arbeitsrechts – ist das common law nur nachrangig von Bedeutung, da je-
weils ausdrückliche gesetzliche Regelungen existieren. 
 
Die in der Arbeit berücksichtigte Literatur und Rechtsprechung ist auf dem Stand 
von Ende 2014. Sämtliche zitierten Internetquellen wurden zuletzt am 24. Januar 
2015 abgerufen. 

                                                                                                                                                   
und systematisch unter Berücksichtigung der von der Rechtswissenschaft entwickelten Dogma-
tik, Fröhlich, Von der Parlamentssouveränität zur Verfassungssouveränität, S.135. 
25 Zum Präjudiziensystem und der Doktrin der stare decisis Vogenauer, ZNR 2006, S.48ff. 
26 Zum Begriff des common law und seinen Bedeutungen Zweigert/Kötz, Einführung in die 
Rechtsvergleichung, S.185. 
27 Zu den Quellen und der Entwicklung des common law-Rechtssystems Walker & Walker’s Eng-
lish Legal System, S.3ff., und Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S.177ff. 
28 Dies betrifft insbesondere das Handelsrecht, Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsverglei-
chung, S.197. 
29 Fröhlich, Von der Parlamentssouveränität zur Verfassungssouveränität, S.135f. 
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